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STAAT • TRANSPARENZ DER REGIERUNGSARBEIT 

UMFANG DER FÜR DIE ZENTRALREGIERUNG GELTENDEN GESETZE ZUR 
INFORMATIONSFREIHEIT

Die Informationsfreiheitsgesetze – auch als Informationszu-
gangsgesetze bezeichnet – sind ein Grundpfeiler einer offenen
Regierung. Diese Gesetze tragen dazu bei, die Transparenz zu
stärken, die Rechenschaftspflicht der staatlichen Verwaltung
zu erhöhen und eine sachkundige Partizipation an der Politik-
gestaltung zu fördern. Auf Grund der unterschiedlichen Insti-
tutions- und Rechtssysteme in den einzelnen Ländern weichen
Strenge und Erfassungsbereich dieser Gesetze in den OECD-
Ländern in Bezug auf die erfassten Institutionen und Arten von
Informationen erheblich voneinander ab. 

Was beispielsweise die institutionelle Reichweite betrifft, so
kann sich der Geltungsbereich von Informationsfreiheitsgeset-
zen potenziell vertikal auf alle Verwaltungsebenen (zentral bis
lokal) und horizontal auf alle Organe der Zentralregierung
(Legislative, Judikative und Exekutive) erstrecken. Im Hinblick
auf den Geltungsbereich können die Informationsfreiheitsge-
setze Listen mit Ausnahmetatbeständen enthalten, die die
Befreiung gewisser Informationen von der Offenlegungspflicht
rechtfertigen. Der OECD 2010 Survey on Open Government prüft
diese beiden Dimensionen anhand einer Analyse des Umfangs
und Geltungsbereichs der zentralen/föderalen Informations-
freiheitsgesetze in den Mitgliedsländern.

Definition

Ausnahmen von der Informationspflicht in Informationsfrei-
heitsgesetzen können mit Prüfungen („class tests“ und „harm
tests“) einhergehen. Bei den „class tests“ kann der Zugang zu
Informationen, die in eine bestimmte Kategorie (wie die natio-
nale Sicherheit) fallen, verweigert werden. Bei den „harm
tests“ kann die Regierung einen Antrag auf Informationszu-
gang mit der Begründung ablehnen, dass die Offenlegung von
Informationen potenziell beispielsweise einer Person Schaden
zufügen oder die Verteidigung des Landes gefährden könnte
(die beiden am häufigsten durchgeführten Prüfungen). Aus-
nahmen vom Zugangsrecht in Informationsfreiheitsgesetzen
können zwingend (eine Behörde wird zur Zurückhaltung von
Informationen aufgefordert) oder fakultativ sein (die Behörden

können in eigenem Ermessen entscheiden, ob sie Informatio-
nen zurückhalten oder offenlegen).

Vergleichbarkeit

Die Daten wurden im Rahmen des OECD Open Government
Survey von 2010 erfasst. Im Rahmen der Erhebung wurden
Beamte der Zentralregierungen befragt, die für die Umsetzung
von Open-Government-Initiativen zuständig sind. Die Daten
beziehen sich ausschließlich auf Bestimmungen in zentralen/
föderalen Informationsfreiheitsgesetzen, zusätzliche auf
nachgeordneten Ebenen existierende Informationszugangs-
gesetze bleiben unberücksichtigt.

In einigen Ländern können sich Überprüfungen des öffentli-
chen Interesses und/oder ministerielle Ermessensentschei-
dungen über „class tests“ und „harm tests“ hinwegsetzen und
zu einer Offenlegung von Informationen führen, wenn der
öffentliche Nutzen der Information größer ist als der etwaige
Schaden, der durch die Offenlegung entstehen kann.

An der Erhebung beteiligten sich 32 OECD-Länder sowie Brasi-
lien und die Russische Föderation. Für Deutschland, Griechen-
land und Luxemburg liegen keine Daten vor. In Italien gelten
die Informationsfreiheitsgesetze nur für Verwaltungsakte und
erstrecken sich nicht auf Rechtsakte.

Überblick
In den meisten OECD-Ländern erstreckt sich der Geltungs-
bereich der Informationsfreiheitsgesetze vertikal prak-
tisch auf alle Verwaltungsebenen. In der Mehrzahl der
Länder unterliegen alle Exekutivorgane der Zentralregie-
rung (d.h. Ministerien und Exekutivagenturen) der Infor-
mationsfreiheitsgesetzgebung. Die Legislative und die
Judikative sind seltener davon betroffen. Private Einrich-
tungen, die öffentliche Mittel verwalten, namentlich dieje-
nigen, die im Auftrag der Regierung Dienstleistungen für
die Bürger erbringen, unterliegen in mehr als der Hälfte
der Mitgliedstaaten Gesetzen zur Informationsfreiheit.
Die von der größten Zahl der OECD-Länder angewandten
„class tests“ betreffen Ausnahmen bei Belangen wie natio-
nale Sicherheit, internationale Beziehungen und persönli-
che Daten. Die am häufigsten durchgeführten „harm
tests“ beziehen sich ebenfalls auf die nationale Sicherheit
und die internationalen Beziehungen.
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Australien   ❍   ❍ ❍     

Belgien ● ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ● ● ● ● ❍
Chile            
Dänemark            
Deutschland
Estland ● ● ● ● ●  ● ● ● ● ❍ ●
Finnland      ❍      
Frankreich            
Griechenland
Irland ● ● ●  ●  ● ● ● ●  ●
Island ● ● ● ● ❍   ● ● ● ● ❍
Israel ● ● ●    ❍ ● ●  ❍ 
Italien ● ●   ●  ●  ●  ● ●
Japan        ● ● ● ● ●
Kanada   ● ●   ❍   ●  
Korea            
Luxemburg
Mexiko   ●     ● ●  ● 
Neuseeland ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ❍     
Niederlande ●  ● ● ❍  ❍     
Norwegen   ● ●      ●  
Österreich ● ● ● ● ❍ ❍ ● ● ● ❍ ● ❍
Polen      ●      
Portugal ● ● ● ● ● ❍ ● ● ● ● ❍ ❍
Schweden      ● ❍ ● ● ● ● ●
Schweiz ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●
Slowak. Rep. ● ●  ●        
Slowenien       ❍     
Spanien ● ❍  ● ● ❍  ❍ ❍ ❍ ❍ ❍
Tschech. Rep. ●  ● ● ●   ● ● ● ● ●
Türkei ●  ● ●   ❍ ● ● ● ● ❍
Ungarn ● ● ● ❍ ● ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ❍ ❍
Ver. Königreich   ❍         
Ver. Staaten           ❍ 
EU27
OECD
● Zwingend 15 10 14 12 8 3 6 13 14 12 10 7
 Fakultativ 15 18 13 16 18 20 15 16 15 16 15 17
 Nicht anwendbar 1 3 4 3 5 8 10 2 2 3 6 7
Brasilien
China
Indien
Indonesien
Russ. Föderation ● ● ● ● ●  ● ● ● ● ● ●
Südafrika
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